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Tagesordnung

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des gebilligten Konzernabschlusses,
des zusammengefassten Lageberichts und Konzernlageberichts sowie des Berichts
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2004

Diese Unterlagen können in den Geschäftsräumen am Sitz der SAP AG, Neurottstraße 16,
69190 Walldorf, und im Internet unter www.sap.de/hauptversammlung eingesehen
werden. Sie liegen auch während der Hauptversammlung zur Einsichtnahme aus. Auf
Verlangen wird jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos eine Abschrift der Unter-
lagen erteilt.

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns aus dem 
Geschäftsjahr 2004 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den ausgewiesenen Bilanzgewinn in Höhe von
EUR 1.351.306.027,78 wie folgt zu verwenden:

– Zahlung einer Dividende von EUR 1,10 je dividendenberechtigter Stückaktie

– Vortrag des verbleibenden Betrags auf neue Rechnung. 

Unter Zugrundelegung dieses Ausschüttungsvorschlags entfällt auf das am Tag der
Feststellung des Jahresabschlusses (am 17. März 2005) dividendenberechtigte Grund-
kapital von EUR 310.124.564 eine Dividendensumme von EUR 341.137.020,40 und auf
den Gewinnvortrag EUR 1.010.169.007,38. Diese Werte weichen bedingt durch eine Ver-
minderung im Bestand an eigenen Aktien von den im Jahresabschluss auf Basis des
Bestands zum 31. Dezember 2004 berichteten Werten ab. Die endgültigen Werte hängen
vom Bestand an eigenen Aktien zum 12. Mai 2005 ab. Sofern sich die Anzahl der eige-
nen Aktien bis dahin durch Abgabe vermindert, erhöht sich die Dividendensumme
und vermindert sich der Gewinnvortrag entsprechend. Sofern sich die Anzahl der eige-
nen Aktien bis dahin erhöht, vermindert sich die Dividendensumme und erhöht sich
der Gewinnvortrag entsprechend. 

Die Auszahlung der Dividende erfolgt ab dem 13. Mai 2005.

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2004

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands Entlastung zu
erteilen. 

4. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2004

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats Entlastung
zu erteilen. 
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5. Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers für das 
Geschäftsjahr 2005

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die KPMG Deutsche Treuhand-Gesellschaft Aktiengesell-
schaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am Main/Berlin, als Abschlussprüfer
und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2005 zu wählen.

6. Wahl zum Aufsichtsrat

Das Aufsichtsratsmitglied Herr Dietmar Hopp, Vertreter der Anteilseigner, hat sein Amt
mit Wirkung zum Ablauf der Hauptversammlung am 12. Mai 2005 niedergelegt.

Der Aufsichtsrat schlägt vor, in Nachfolge für den ausscheidenden Herrn Dietmar Hopp
Herrn Dr. Erhard Schipporeit, Düsseldorf, Mitglied des Vorstands der E.ON AG, für die
restliche Amtszeit des amtierenden Aufsichtsrats als Vertreter der Anteilseigner in den
Aufsichtsrat zu wählen. Seine Amtszeit endet damit mit der Hauptversammlung, die
über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2006 beschließt.

Der Aufsichtsrat setzt sich nach §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG i.V.m. § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
MitbestG 1976 aus je acht Vertretern der Anteilseigner und der Arbeitnehmer zusam-
men. Die Hauptversammlung ist bei der Wahl der Anteilseignervertreter an Wahl-
vorschläge nicht gebunden.

7. Beschlussfassung über Kapitalmaßnahmen und Anpassung von § 4 der Satzung

a) Beschlussfassung über die Anpassung der Betrags- und Zahlenangaben in § 4 Abs. 1
der Satzung (Grundkapital)

Nach Ausübung von Wandlungsrechten, die im Rahmen der Wandelschuldver-
schreibungen 1994/2004 ausgegeben worden sind und nach Ausübung von Options-
rechten, die im Rahmen des „Long Term Incentive-Plans der SAP AG 2000“ ausge-
geben worden sind, hat sich das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 31. Dezem-
ber 2004 durch Ausgabe neuer Aktien auf EUR 316.003.600 erhöht. Die Angaben
über die Höhe des Grundkapitals und dessen Einteilung in § 4 Abs. 1 der Satzung
sollen entsprechend angepasst werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen demgemäß vor, wie folgt zu beschließen:

§ 4 Abs. 1 der Satzung (Grundkapital) wird wie folgt neu gefasst:

„Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 316.003.600 und ist eingeteilt
in Stück 316.003.600 nennwertlose Stammaktien.“

b) Beschlussfassung über die Aufhebung des Bedingten Kapitals IIa sowie die Strei-
chung von § 4 Abs. 5 der Satzung und weitere Anpassungen in § 4 der Satzung

Da Wandlungsrechte aus den Wandelschuldverschreibungen 1994/2004 letztmals zum
30. Juni 2004 ausgeübt werden konnten, soll das nach Erfüllung aller ausgeübten
Wandlungsrechte noch verbliebene Bedingte Kapital IIa vollständig aufgehoben
und die Satzung entsprechend angepasst werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen:
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aa) Die von der Hauptversammlung am 3. Mai 2001 zu Punkt 9 der Tagesordnung
beschlossene bedingte Kapitalerhöhung (Bedingtes Kapital IIa) wird hinsicht-
lich des nach der Erfüllung sämtlicher Wandlungsrechte noch verbliebenen
Restbetrags vollständig aufgehoben.

bb) Der bisherige § 4 Abs. 5 der Satzung wird gestrichen.

cc) § 4 Abs. 6 bis 12 der Satzung werden zu § 4 Abs. 5 bis 11.

dd) In § 4 Abs. 10 der Satzung (alte Nummerierung; entspricht § 4 Abs. 9 neue Num-
merierung) werden in Satz 1 die Wörter „den Bedingten Kapitalien II und III“
durch die Wörter „dem ehemaligen Bedingten Kapital II und diesem Bedingten
Kapital“ ersetzt.

c) Herabsetzung des Bedingten Kapitals IIIa sowie Anpassung der Betrags- und
Zahlenangaben in § 4 Abs. 7 der Satzung

Am 31. Dezember 2004 bestanden noch 7.269.818 Wandlungsrechte und 2.115.156
Bezugsrechte, die im Rahmen des „Long Term Incentive-Plans der SAP AG 2000“
(LTI-Plan) ausgegeben worden sind. Der übrige Teil der im Rahmen des LTI-Plans
ausgegeben Wandlungs- und Bezugsrechte ist nach den Anleihe- und Options-
bedingungen endgültig erloschen. Das Bedingte Kapital IIIa soll auf den zur
Sicherung der am 31. Dezember 2004 noch bestehenden Wandlungs- und Bezugs-
rechte aus dem LTI-Plan erforderlichen Betrag herabgesetzt werden. Die Betrags-
und Zahlenangaben in § 4 Abs. 7 der Satzung sollen an diese Herabsetzung ange-
passt werden, wobei zusätzlich die unter Punkt 7 lit. a) der Tagesordnung ange-
sprochenen Ausübungen von Optionsrechten berücksichtigt werden sollen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen:

aa) Die bedingte Kapitalerhöhung zur Sicherung der Wandlungs- und Bezugs-
rechte auf Stammaktien, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversamm-
lung der SAP AG vom 18. Januar 2000, ergänzt und angepasst durch die
Beschlussfassung der Hauptversammlung vom 3. Mai 2001, von der SAP AG im
Rahmen des LTI-Plans ausgegeben worden sind (Bedingtes Kapital IIIa), wird
in Höhe von EUR 1.831.325 aufgehoben und damit das Bedingte Kapital IIIa auf
EUR 9.384.974 herabgesetzt.

bb) § 4 Abs. 7 der Satzung (alte Nummerierung; entspricht § 4 Abs. 6 neue
Nummerierung) wird in Satz 1 (Bedingtes Kapital IIIa) – unter Berück-
sichtigung der bereits erfolgten Ausübungen von Optionsrechten – wie folgt
neu gefasst:

„Das Grundkapital ist um weitere EUR 9.384.974 durch Ausgabe von bis zu
Stück 9.384.974 auf den Inhaber lautende nennwertlose Stammaktien mit
Stimmrecht bedingt erhöht (Bedingtes Kapital IIIa).“
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8. Beschlussfassung über die Änderung von § 1 Abs. 1 der Satzung (Firma)

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Firma der Gesellschaft in SAP AG zu ändern
und § 1 Abs. 1 der Satzung wie folgt neu zu fassen:

„Die Gesellschaft führt die Firma: SAP AG.“

9. Beschlussfassung über die Anpassung der Satzung an das Gesetz zur Unterneh-
mensintegrität und Modernisierung des Anfechtungsrechts (UMAG)

Die Bundesregierung hat am 17. November 2004 den Entwurf eines Gesetzes zur
Unternehmensintegrität und Modernisierung des Anfechtungsrechts (UMAG) vorge-
legt. Der Regierungsentwurf ist in der Bundesrats-Drucksache 3/05 veröffentlicht. Das
UMAG sieht unter anderem folgende Änderungen vor: Die Frist zur Einberufung der
Hauptversammlung soll künftig nicht mehr mindestens „einen Monat“ betragen, wie
es § 123 Abs. 1 AktG derzeit noch vorsieht, sondern „mindestens 30 Tage“. Die Satzung
einer Aktiengesellschaft soll entgegen der derzeit bestehenden Regelung in § 123 AktG
die Teilnahme an der Hauptversammlung oder die Ausübung des Stimmrechts künftig
nicht mehr davon abhängig machen können, dass Aktien zu einem bestimmten
Zeitpunkt vor der Hauptversammlung hinterlegt werden. Sattdessen soll die Gesell-
schaft einen Berechtigungsnachweis verlangen können, wobei der Nachweis durch ein
depotführendes Institut stets ausreichend sein soll. Der Nachweis hat sich dabei auf
einen bestimmten Zeitpunkt („record date“) vor der Hauptversammlung zu beziehen.
Zudem ist vorgesehen, dass zukünftig die Satzung oder die Geschäftsordnung der
Hauptversammlung den Versammlungsleiter ermächtigen kann, das Frage- und Rede-
recht des Aktionärs zeitlich angemessen zu beschränken, um so die Beendigung der
Hauptversammlung innerhalb einer angemessenen Zeit sicherzustellen. Schließlich
soll dem Vorstand die Möglichkeit eröffnet werden, bereits vor der Hauptversammlung
Informationen, insbesondere Auskünfte auf häufig gestellte Fragen, auf der Internet-
seite der Gesellschaft zu veröffentlichen. Das UMAG soll nach der Regierungsbegrün-
dung zum 1. November 2005 in Kraft treten. Auf Anregung des Bundesrats in dessen
Stellungnahme zum Regierungsentwurf vom 18. Februar 2005 hat die Bundesregie-
rung in ihrer Gegenäußerung vom 9. März 2005 zu einzelnen UMAG-Vorschriften
neue, inhaltlich teilweise vom Regierungsentwurf abweichende Vorschläge gemacht,
die jedoch den bisherigen Kern der Regelung unangetastet lassen. Die Satzung der
Gesellschaft soll rechtzeitig vor der nächstjährigen ordentlichen Hauptversammlung
an die künftigen gesetzlichen Regelungen angepasst werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen deshalb vor, wie folgt zu beschließen:

a) § 3 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen, soweit gesetzlich nicht
anders vorgesehen, ausschließlich im elektronischen Bundesanzeiger. Soweit
das Gesetz vorsieht, dass den Aktionären Erklärungen oder Informationen
zugänglich gemacht werden, ohne hierfür eine bestimmte Form vorzugeben,
genügt das Einstellen auf die Internetseite der Gesellschaft.“

b) § 17 Abs. 3 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„Die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt durch einmalige Bekannt-
machung im elektronischen Bundesanzeiger mit den gesetzlich erforderlichen
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Angaben mindestens 30 Tage vor dem Tag, bis zu dessen Ablauf sich die
Aktionäre gemäß § 18 Abs. 2 der Satzung anzumelden haben. Die Einberu-
fungsfrist berechnet sich nach der gesetzlichen Regelung.“

c) § 18 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„1. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-
rechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversamm-
lung anmelden und der Gesellschaft ihren Anteilsbesitz nachweisen. 

2. Die Anmeldung muss in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sein
und der Gesellschaft in Textform spätestens am siebten Tag vor dem Tag
der Hauptversammlung unter der in der Einberufung hierfür mitgeteil-
ten Adresse zugehen. Für die Fristberechnung gilt die gesetzliche Rege-
lung. In der Einberufung kann eine kürzere Frist zwischen dem Tag der
Hauptversammlung und dem letztem Anmeldetag vorgesehen werden. 

3. Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss durch einen von dem depotfüh-
renden Institut in Textform erstellten und in deutscher oder englischer
Sprache abgefassten Nachweis erfolgen. Der Nachweis des depotführen-
den Instituts hat sich auf den im Gesetz hierfür vorgesehenen Zeitpunkt
zu beziehen. Absatz 2 gilt für den Nachweis entsprechend.

4. Die Anwendbarkeit eines anderen, nach dem Gesetz zwingend eröffneten
Anmelde- oder Nachweisverfahrens bleibt unberührt.“

d) § 20 Abs. 2 der Satzung wird in Satz 1 wie folgt neu gefasst und um einen neuen Satz 2
wie folgt ergänzt: 

„Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der
Verhandlungsgegenstände sowie die Reihenfolge und die Form der Abstim-
mungen. Der Vorsitzende kann auch das Frage- und Rederecht der Aktionäre
zeitlich angemessen beschränken; er kann insbesondere den zeitlichen Rah-
men des Versammlungsverlaufs, der Aussprache zu den einzelnen Tages-
ordnungspunkten sowie des einzelnen Frage- und Redebeitrags angemessen
festsetzen.”

Der bisherige Satz 2 in § 20 Abs. 2 der Satzung wird zu Satz 3.

e) Der Vorstand wird angewiesen, die Satzungsänderung gemäß lit. b), c) und d)
jeweils erst dann zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden, wenn die
hierfür maßgeblichen Bestimmungen des UMAG, abgesehen von lediglich redak-
tionellen Abweichungen, einschließlich etwaiger Klarstellungen und Präzisierun-
gen, in einer dem Regierungsentwurf (Bundesrats-Drucksache 3/05), modifiziert
durch die Gegenäußerung der Bundesregierung vom 9. März 2005 auf die Stellung-
nahme des Bundesrats vom 18. Februar 2005, im Kern entsprechenden Fassung in
Kraft getreten sind.
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10. Aufhebung der Genehmigten Kapitalien I und II und Schaffung von neuen
Genehmigten Kapitalien I und II mit der Möglichkeit zum Ausschluss des
Bezugsrechts

Die Satzung sieht in § 4 Abs. 6 und § 4 Abs. 8 Genehmigte Kapitalien I und II vor. Diese
beiden Ermächtigungen an den Vorstand zur Erhöhung des Grundkapitals, von denen
bisher kein Gebrauch gemacht wurde, laufen jeweils zum 1. Mai 2006 aus. Um dem
Vorstand auch über den 1. Mai 2006 ausreichend Flexibilität zu gewähren, sollen die
bestehenden Genehmigten Kapitalien I und II durch neue Genehmigte Kapitalien I
und II mit einer Laufzeit bis zum 11. Mai 2010 ersetzt werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, die beiden folgenden Beschlüsse zu fassen:

a) Das Genehmigte Kapital I in § 4 Abs. 6 der Satzung wird mit Wirkung auf den
Zeitpunkt der Eintragung des nachfolgend bestimmten neuen Genehmigten
Kapitals I aufgehoben.

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung
des Aufsichtsrats bis zum 11. Mai 2010 einmalig oder mehrmalig um bis zu insge-
samt EUR 60 Mio. gegen Bareinlagen durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lau-
tender nennwertloser Stammaktien mit Stimmrecht zu erhöhen (Genehmigtes
Kapital I). Die neuen Aktien sind den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der
Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzen-
beträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Der Vorstand wird er-
mächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durch-
führung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital I festzulegen. Der
Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teil-
weiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten
Kapital I oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der
Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital I anzupassen.

§ 4 der Satzung wird in Absatz 6 (alte Nummerierung; entspricht Absatz 5 neue
Nummerierung) wie folgt neu gefasst:

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital mit Zustimmung des
Aufsichtsrats bis zum 11. Mai 2010 einmalig oder mehrmalig um bis zu insge-
samt EUR 60 Mio. gegen Bareinlagen durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber
lautender nennwertloser Stammaktien mit Stimmrecht zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital I). Die neuen Aktien sind den Aktionären zum Bezug anzubie-
ten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats
Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Der 
Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren
Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Geneh-
migten Kapital I festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der
Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des
Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital I oder nach Ablauf der Er-
mächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem
Genehmigten Kapital I anzupassen.“

b) Das Genehmigte Kapital II in § 4 Abs. 8 der Satzung wird mit Wirkung auf den
Zeitpunkt der Eintragung des nachfolgend bestimmten neuen Genehmigten
Kapitals II aufgehoben. 
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Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung
des Aufsichtsrats bis zum 11. Mai 2010 einmalig oder mehrmalig um bis zu insge-
samt EUR 60 Mio. gegen Bar- oder Sacheinlagen durch Ausgabe neuer, auf den
Inhaber lautender nennwertloser Stammaktien mit Stimmrecht zu erhöhen
(Genehmigtes Kapital II). Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszu-
schließen:

- für Spitzenbeträge,

- wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen
Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende
anteilige Betrag des Grundkapitals 10% des zum Zeitpunkt der Eintragung der
Ermächtigung oder - falls dieser Wert geringer ist - 10% des zum Zeitpunkt der
Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals der Gesellschaft nicht
überschreitet und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der
bereits börsennotierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum
Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand
nicht wesentlich im Sinn der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter-
schreitet; bei der Berechnung der 10%-Grenze ist der anteilige Betrag am
Grundkapital abzusetzen, der auf neue oder zurückerworbene Aktien entfällt,
die seit dem 12. Mai 2005 unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss gemäß
oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden
sind, sowie der anteilige Betrag am Grundkapital, auf den sich Options-
und/oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen bezie-
hen, die seit dem 12. Mai 2005 in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz
4 ausgegeben worden sind, 

- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von Aktien im
Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder
Beteiligungen an Unternehmen.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren
Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten
Kapital II festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung
nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals
aus dem Genehmigten Kapital II oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entspre-
chend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital II anzu-
passen.

§ 4 der Satzung wird in Absatz 8 (alte Nummerierung; entspricht Absatz 7 neue
Nummerierung) wie folgt neu gefasst:

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital mit Zustimmung des
Aufsichtsrats bis zum 11. Mai 2010 einmalig oder mehrmalig um bis zu insge-
samt EUR 60 Mio. gegen Bar- oder Sacheinlagen durch Ausgabe neuer, auf den
Inhaber lautender nennwertloser Stammaktien mit Stimmrecht zu erhöhen
(Genehmigtes Kapital II). Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen
auszuschließen: 

- für Spitzenbeträge,

- wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die
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neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt
entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10% des zum Zeitpunkt
der Eintragung der Ermächtigung oder - falls dieser Wert geringer ist -
10% des zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen
Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschreitet und der Ausgabe-
betrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten
Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgülti-
gen Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich
im Sinn der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet; bei
der Berechnung der 10%-Grenze ist der anteilige Betrag am Grundkapital
abzusetzen, der auf neue oder zurückerworbene Aktien entfällt, die seit
dem 12. Mai 2005 unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss gemäß
oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert
worden sind, sowie der anteilige Betrag am Grundkapital, auf den sich
Options- und/oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus Schuldver-
schreibungen beziehen, die seit dem 12. Mai 2005 in sinngemäßer
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 ausgegeben worden sind, 

- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von Aktien im
Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder
Beteiligungen an Unternehmen.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren
Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten
Kapital II festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach
vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus
dem Genehmigten Kapital II oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entspre-
chend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital II anzu-
passen.“

11.Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eige-
ner Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG und zum Ausschluss des Bezugsrechts

Von der durch die Hauptversammlung am 6. Mai 2004 erteilten Ermächtigung zum
Erwerb eigener Aktien wurde bis zum 17. März 2005 (Tag der Feststellung des Jahres-
abschlusses) durch Erwerb von 2.196.723 eigenen Aktien Gebrauch gemacht. Danach
hielt die Gesellschaft am 17. März 2005 Stück 6.020.371 eigene Aktien. Da die Ermächti-
gung vom 6. Mai 2004 am 31. Oktober 2005 ausläuft, soll sie, soweit von ihr noch kein
Gebrauch gemacht wurde, aufgehoben und durch eine neue Ermächtigung ersetzt
werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen:

a) Die verbliebene Ermächtigung vom 6. Mai 2004 zum Erwerb eigener Aktien wird
mit Wirkung zum Ablauf der Hauptversammlung am 12. Mai 2005 aufgehoben und
durch nachfolgende Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien ersetzt:

Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 31. Oktober 2006 Aktien der Gesellschaft
mit einem auf diese entfallenden anteiligen Betrag am Grundkapital von insgesamt
bis zu EUR 30 Mio. zu erwerben mit der Maßgabe, dass auf die aufgrund dieser
Ermächtigung zu erwerbenden Aktien zusammen mit anderen Aktien der
Gesellschaft, welche die Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt oder die
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ihr gemäß §§ 71 d und 71 e AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als
10% des Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Die Ermächtigung kann ganz
oder in Teilen ausgeübt werden. Der Erwerb kann innerhalb des Ermächtigungs-
zeitraums bis zur Erreichung des maximalen Erwerbsvolumens in Teiltranchen,
verteilt auf verschiedene Erwerbszeitpunkte, erfolgen. Der Erwerb kann auch
durch von der SAP AG im Sinn von § 17 AktG abhängige Konzernunternehmen
oder für ihre oder deren Rechnung durch Dritte durchgeführt werden.

b) Der Erwerb erfolgt unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53 a
AktG) über die Börse, mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen
Kaufangebots oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen
Angebots auf Tausch der Aktien der SAP AG gegen Aktien eines im Sinn von § 3
Abs. 2 AktG börsennotierten Unternehmens. 

aa) Erfolgt der Erwerb über die Börse, darf der Erwerbspreis für den Erwerb je Aktie
(ohne Erwerbsnebenkosten) den durchschnittlichen Börsenkurs der Aktie an
der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten drei Börsentagen vor dem
Erwerb der Aktie, ermittelt auf der Basis des arithmetischen Mittels der
Schlussauktionspreise der SAP-Aktie im XETRA-Handel (oder Nachfolge-
system), um nicht mehr als 10% überschreiten und um nicht mehr als 20%
unterschreiten.

bb) Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot an alle Aktionäre, darf
der Angebotspreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den durchschnittli-
chen Börsenkurs der Aktie an der Frankfurter Wertpapierbörse zwischen dem
9. und dem 5. Börsentag vor der Veröffentlichung des Angebots, ermittelt auf
der Basis des arithmetischen Mittels der Schlussauktionspreise der SAP-Aktie
im XETRA-Handel (oder Nachfolgesystem) am 9., 8., 7., 6. und 5. Börsentag
vor der Veröffentlichung des Angebots, um nicht mehr als 20% überschreiten
und um nicht mehr als 20% unterschreiten. Sofern das Angebot überzeich-
net ist, muss die Annahme nach Quoten erfolgen. Eine bevorrechtigte
Annahme geringer Stückzahlen (bis zu 100 Aktien je Aktionär) kann vorgese-
hen werden. Wenn und soweit die Vorschriften des Wertpapiererwerbs- und
Übernahmegesetzes (WpÜG) Anwendung finden, sind diese vorrangig zu
beachten. 

cc) Erfolgt der Erwerb durch ein an alle Aktionäre gerichtetes öffentliches
Angebot auf Tausch der Aktien der SAP AG gegen Aktien eines im Sinn von §
3 Abs. 2 AktG börsennotierten Unternehmens, darf der Tauschpreis in Form
einer oder mehrerer Aktien des Unternehmens und rechnerischer Bruchteile,
einschließlich eines Barausgleichs etwaiger Spitzenbeträge (ohne Erwerbs-
nebenkosten) den maßgeblichen Wert der Aktie der SAP AG um nicht mehr
als 20% überschreiten und um nicht mehr als 20% unterschreiten. 

Als Grundlage für die Berechnung ist als Wert für jede Aktie der SAP AG und
für jede Aktie des Unternehmens jeweils der durchschnittliche Börsenkurs der
Aktie zwischen dem 9. und dem 5. Börsentag vor der Veröffentlichung des
Angebots, ermittelt auf der Basis des arithmetischen Mittels der
Schlussauktionspreise der Aktie im XETRA-Handel (oder Nachfolgesystem)
an der Frankfurter Wertpapierbörse am 9., 8., 7., 6. und 5. Börsentag vor der
Veröffentlichung des Angebots, anzusetzen. Wird die Aktie des Unternehmens
nicht im XETRA-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse gehandelt, so
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sind die Schlusskurse an der Börse maßgeblich, an der im Durchschnitt des
letzten abgelaufenen Kalenderjahres der höchste Handelsumsatz mit den
Aktien des Unternehmens erzielt wurde.

Das Tauschangebot kann weitere Bedingungen vorsehen. Sofern das Angebot
überzeichnet ist, muss die Annahme nach Quoten erfolgen. Eine bevorrech-
tigte Annahme geringer Stückzahlen (bis zu 100 Aktien je Aktionär) kann vor-
gesehen werden. Wenn und soweit die Vorschriften des Wertpapiererwerbs-
und Übernahmegesetzes (WpÜG) Anwendung finden, sind diese vorrangig zu
beachten.

c) Der Vorstand wird ermächtigt, eigene Aktien, die aufgrund der vorstehenden
Ermächtigung erworben werden, unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrund-
satzes (§ 53 a AktG) wieder über die Börse zu veräußern. 

d) Der Vorstand wird ermächtigt, eigene Aktien, die aufgrund der vorstehenden
Ermächtigung erworben werden, den Aktionären aufgrund eines an alle Aktionäre
gerichteten Angebots unter Wahrung ihres Bezugsrechts und unter Wahrung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53 a AktG) zum Bezug anzubieten. 

e) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien,
die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung erworben werden, in anderer Weise
als über die Börse oder durch ein Veräußerungsangebot an alle Aktionäre zu ver-
äußern, wenn die Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, der
den durchschnittlichen Börsenpreis der Aktie der Gesellschaft an der Frankfurter
Wertpapierbörse an den letzten fünf Börsentagen vor der endgültigen Festlegung
des Veräußerungspreises durch den Vorstand, ermittelt auf der Basis des arithmeti-
schen Mittels der Schlussauktionspreise der SAP-Aktie im XETRA-Handel (oder
Nachfolgesystem), nicht wesentlich unterschreitet; in diesem Fall darf die Anzahl
der zu veräußernden Aktien zusammen mit neuen Aktien, die seit Erteilung dieser
Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausge-
geben worden sind, insgesamt 10% des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der
Hauptversammlung vom 12. Mai 2005 oder – falls dieser Wert geringer ist – 10% des
zum Zeitpunkt der Veräußerung der Aktien vorhandenen Grundkapitals der
Gesellschaft nicht überschreiten. Bei der Berechnung der 10%-Grenze ist zudem
der anteilige Betrag am Grundkapital abzusetzen, auf den sich Options- und/oder
Wandlungsrechte bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen, die seit
Erteilung dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss in sinngemäßer
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben worden sind. 

f) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien,
die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung erworben werden, Dritten im
Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder
Unternehmensbeteiligungen als Gegenleistung für die Einbringung von
Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen zu
gewähren.

g) Der Vorstand wird ermächtigt, eigene Aktien, die aufgrund der vorstehenden
Ermächtigung erworben werden, einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder die
Durchführung der Einziehung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses
bedarf. Die Einziehung führt zur Kapitalherabsetzung. Der Vorstand kann abwei-
chend hiervon bestimmen, dass das Grundkapital bei der Einziehung unverändert



14

bleibt und sich stattdessen durch die Einziehung der Anteil der übrigen Aktien am
Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG erhöht. Der Vorstand ist für diesen Fall zur
Anpassung der Angabe der Zahl in der Satzung ermächtigt.

h) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien,
die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung erworben werden, zur Bedienung
von im Rahmen des „SAP Stock Option Plans 2002“ aufgrund der Ermächtigung
durch die Hauptversammlung vom 3. Mai 2002 ausgegebenen Bezugsrechten zu
verwenden und auf die Bezugsberechtigten nach den mit Beschluss zu Punkt 11 der
Tagesordnung der Hauptversammlung vom 3. Mai 2002 festgesetzten Bedingungen
zu übertragen. Dabei darf der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die auf-
grund dieser Ermächtigung übertragenen eigenen Aktien zuzüglich der aufgrund
der Ermächtigung unter nachfolgend lit. i) bereits übertragenen eigenen Aktien
sowie zuzüglich der seit Erteilung dieser Ermächtigung aufgrund der mit Beschluss
zu Punkt 12 der Tagesordnung der Hauptversammlung vom 3. Mai 2002 geschaffe-
nen Ermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des Grundkapitals gegen Bar-
einlage (Genehmigtes Kapital III) ausgegebenen Aktien und zuzüglich der seit
Erteilung dieser Ermächtigung aus bedingtem Kapital auf Bezugsrechte nach § 192
Abs. 2 Nr. 3 AktG ausgegebenen Aktien entfällt, 10% des Grundkapitals zum
Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung vom 12. Mai 2005 nicht
überschreiten. Soweit die eigenen Aktien an Bezugsberechtigte übertragen werden
sollen, die Mitglieder des Vorstands der SAP AG sind, obliegt die Entscheidung hie-
rüber allein dem Aufsichtsrat. Der Ermächtigungsbeschluss der Hauptversamm-
lung vom 3. Mai 2002 zur Auflage des „SAP Stock Option Plans 2002“ liegt als
Bestandteil der notariellen Niederschrift über diese Hauptversammlung beim
Handelsregister in Heidelberg zur Einsicht aus. Er kann zudem in den Geschäfts-
räumen am Sitz der SAP AG, Neurottstraße 16, 69190 Walldorf, und im Internet
unter www.sap.de/hauptversammlung eingesehen werden. Er liegt auch während
der Hauptversammlung zur Einsichtnahme aus. Auf Verlangen wird jedem Aktio-
när unverzüglich und kostenlos eine Abschrift erteilt. Der Inhalt des Ermächti-
gungsbeschlusses zur Auflage des „SAP Stock Option Plans 2002“ ergibt sich zudem
aus der Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung vom 3. Mai 2002, die im
Bundesanzeiger vom 22. März 2002 veröffentlicht wurde. 

i) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien,
die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung erworben werden, auch zur
Bedienung von Wandlungsrechten aus Wandelschuldverschreibungen oder zur
Bedienung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die im Rahmen des „Long
Term Incentive-Plans der SAP AG 2000“ aufgrund der Ermächtigung durch die
Hauptversammlung vom 18. Januar 2000, ergänzt und angepasst durch die
Beschlussfassung der Hauptversammlung vom 3. Mai 2001, ausgegeben worden
sind, zu verwenden und auf die Wandlungs- und Bezugsberechtigten nach den in
den genannten Hauptversammlungsbeschlüssen festgesetzten Bedingungen zu
übertragen. Dabei darf der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die aufgrund
dieser Ermächtigung übertragenen eigenen Aktien zuzüglich der aufgrund der
Ermächtigung unter vorangehend lit. h) bereits übertragenen eigenen Aktien
sowie zuzüglich der seit Erteilung dieser Ermächtigung aufgrund der mit Beschluss
zu Punkt 12 der Tagesordnung der Hauptversammlung vom 3. Mai 2002 geschaffe-
nen Ermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des Grundkapitals gegen
Bareinlage (Genehmigtes Kapital III) ausgegebenen Aktien und zuzüglich der seit
Erteilung dieser Ermächtigung aus bedingtem Kapital auf Bezugsrechte nach § 192
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Abs. 2 Nr. 3 AktG ausgegebenen Aktien entfällt, 10% des Grundkapitals zum
Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung vom 12. Mai 2005 nicht
überschreiten. Soweit die eigenen Aktien an Wandlungs- und Bezugsberechtigte
übertragen werden sollen, die Mitglieder des Vorstands der SAP AG sind, liegt die
Zuständigkeit allein beim Aufsichtsrat. Der Ermächtigungsbeschluss der
Hauptversammlung vom 18. Januar 2000 zur Auflage des „Long Term Incentive-
Plans der SAP AG 2000“ sowie die ergänzenden und anpassenden Beschlüsse der
Hauptversammlung vom 3. Mai 2001 liegen als Bestandteile der notariellen
Niederschriften über diese Hauptversammlungen beim Handelsregister in
Heidelberg zur Einsicht aus. Sie können zudem in den Geschäftsräumen am Sitz
der SAP AG, Neurottstraße 16, 69190 Walldorf, und im Internet unter
www.sap.de/hauptversammlung eingesehen werden. Sie liegen auch während der
Hauptversammlung zur Einsichtnahme aus. Auf Verlangen wird jedem Aktionär
unverzüglich und kostenlos eine Abschrift erteilt. Der Inhalt des Ermächti-
gungsbeschlusses zur Auflage des „Long Term Incentive-Plans der SAP AG 2000“
ergibt sich zudem aus der Einladung zur außerordentlichen Hauptversammlung
vom 18. Januar 2000, die im Bundesanzeiger vom 9. Dezember 1999 veröffentlicht
wurde, und der Inhalt der ergänzenden und anpassenden Beschlüsse ergibt sich aus
der Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung vom 3. Mai 2001, die im
Bundesanzeiger vom 23. März 2001 veröffentlicht wurde.

j) Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen, soweit der Vorstand die Aktien
für die Zwecke unter lit. c), e), f), h) oder lit. i) verwendet. Das Bezugsrecht der
Aktionäre ist ferner ausgeschlossen, soweit der Aufsichtsrat die Aktien im Rahmen
von lit. h) oder lit. i) an Wandlungs- und/oder Bezugsberechtigte überträgt, die
Mitglieder des Vorstands der SAP AG sind. Darüber hinaus kann der Vorstand im
Fall der Veräußerung der eigenen Aktien im Rahmen eines Veräußerungsangebots
an die Aktionäre der Gesellschaft das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung
des Aufsichtsrats für Spitzenbeträge ausschließen. 

Von den vorstehenden Ermächtigungen kann einmal oder mehrmals, einzeln oder
zusammen und bezogen auf Teilvolumina der erworbenen eigenen Aktien
Gebrauch gemacht werden.

12.Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Einsatz von Eigenkapitalderivaten
beim Erwerb eigener Aktien

Zu vorstehendem Punkt 11 der Tagesordnung der Hauptversammlung vom 12. Mai
2005 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, den Vorstand zum Erwerb von Aktien der
Gesellschaft mit einem auf diese entfallenden anteiligen Betrag am Grundkapital von
insgesamt bis zu EUR 30 Mio. zu ermächtigen. Ergänzend hierzu soll der Vorstand
ermächtigt werden, im Rahmen des Rückerwerbs eigener Aktien auch Eigenkapital-
derivate in Form von Put-Optionen oder Call-Optionen auf Aktien der Gesellschaft
einzusetzen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen:

a) Der Rückerwerb eigener Aktien durch die Gesellschaft, ein von der SAP AG im Sinn
von § 17 AktG abhängiges Konzernunternehmen oder einen für ihre oder dessen
Rechnung handelnden Dritten (nachfolgend: „SAP“) aufgrund der von der
Hauptversammlung vom 12. Mai 2005 zu Punkt 11 der Tagesordnung beschlosse-
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nen Ermächtigung kann nach näherer Maßgabe von lit. b) bis e) auch unter Einsatz
von Eigenkapitalderivaten in Form von Put-Optionen oder Call-Optionen auf
Aktien der Gesellschaft durchgeführt werden. Im Einzelnen dürfen dabei entweder
(aa) Put- oder Call-Optionsgeschäfte mit einem Finanzinstitut abgeschlossen 
werden mit der Maßgabe, dass das betreffende Finanzinstitut bei Ausübung der
Optionen nur solche Aktien liefert, die es zuvor unter Wahrung des Gleich-
behandlungsgrundsatzes über die Börse zu dem im Zeitpunkt des börslichen
Erwerbs aktuellen Börsenpreis der Aktie im XETRA-Handel (oder Nachfolge-
system) an der Frankfurter Wertpapierbörse erworben hat, oder (bb) Put-Optionen
über die Börse veräußert werden oder (cc) der Abschluss des Put- oder Call
Optionsgeschäfts allen Aktionären öffentlich angeboten oder das Put-Options-
geschäft mit einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53 b Abs.
1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen (nachfolgend: „Emissionsunter-
nehmen“) abgeschlossen werden mit der Verpflichtung, die Put-Optionen den
Aktionären zum Bezug anzubieten. Sofern im Fall von lit. (cc) das Angebot über-
zeichnet ist, muss die Annahme nach Quoten erfolgen; ein bevorrechtigtes
Angebot für den Abschluss von Optionsgeschäften bezogen auf geringe Stück-
zahlen an Aktien (Optionen bezogen auf bis zu 100 Aktien je Aktionär) kann vor-
gesehen werden. 

b) Der Einsatz von Put- oder Call-Optionen im Rahmen des Rückerwerbs eigener
Aktien bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats. Die Zustimmung muss sich nicht
auf einzelne Optionsgeschäfte beziehen. Sie kann generell, bezogen auf einen
bestimmten Zeitraum oder für ein bestimmtes Volumen, erteilt werden. 

c) Die Laufzeit der im Rahmen des Erwerbs eigener Aktien eingesetzten Put-Optionen
darf längstens ein Jahr betragen; die letzte Ausübungsmöglichkeit muss vor dem 
1. November 2006 liegen. Eine Ausübung der Call-Optionen zum Zweck des
Erwerbs eigener Aktien darf, vorbehaltlich einer weiteren Ermächtigung durch
eine spätere Hauptversammlung, nur bis zum 31. Oktober 2006 erfolgen.  

d) Der zulässige Erwerbspreis für den Erwerb der Aktien durch die SAP bei Ausübung
der Option (nachfolgend: „Ausübungspreis“) bestimmt sich folgendermaßen:

(aa) Erfolgt der Erwerb der Aktien unter Einsatz eines Optionsgeschäfts mit einem
Finanzinstitut mit der Maßgabe, dass das betreffende Finanzinstitut bei
Ausübung der Optionen nur solche Aktien liefert, die es zuvor unter Wahrung
des Gleichbehandlungsgrundsatzes über die Börse zu dem im Zeitpunkt des
börslichen Erwerbs aktuellen Börsenpreis der Aktie im XETRA-Handel (oder
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse erworben hat, darf der
Ausübungspreis für eine Aktie den durchschnittlichen Börsenkurs der Aktie
an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten drei Börsentagen vor Ab-
schluss des betreffenden Optionsgeschäfts, ermittelt auf der Basis des arithme-
tischen Mittels der Schlussauktionspreise der SAP-Aktie im XETRA-Handel
(oder Nachfolgesystem), um nicht mehr als 10% überschreiten und um nicht
mehr als 20% unterschreiten. 

(bb) Werden Put-Optionen über die Börse veräußert, darf der Ausübungspreis für
eine Aktie den durchschnittlichen Börsenkurs der Aktie an der Frankfurter
Wertpapierbörse an den letzten drei Börsentagen vor der börslichen Ver-
äußerung der betreffenden Option, ermittelt auf der Basis des arithmetischen
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Mittels der Schlussauktionspreise der SAP-Aktie im XETRA-Handel (oder
Nachfolgesystem), um nicht mehr als 10% überschreiten und um nicht mehr
als 20% unterschreiten.

(cc) Wird der Abschluss des Put- oder Call-Optionsgeschäfts allen Aktionären
öffentlich angeboten oder werden die Put-Optionsgeschäfte mit einem
Emissionsunternehmen abgeschlossen mit der Verpflichtung, die Optionen
den Aktionären zum Bezug anzubieten, so darf der Ausübungspreis für eine
Aktie den durchschnittlichen Börsenkurs der Aktie an der Frankfurter
Wertpapierbörse zwischen dem 9. und dem 5. Börsentag vor der Veröffent-
lichung des Angebots zum Abschluss des Optionsgeschäfts bzw. zum Erwerb
der Option, ermittelt auf der Basis des arithmetischen Mittels der
Schlussauktionspreise der SAP-Aktie im XETRA-Handel (oder Nachfolge-
system) am 9., 8., 7., 6. und 5. Börsentag vor der Veröffentlichung des Angebots
zum Abschluss des Optionsgeschäfts bzw. zum Erwerb der Option, um nicht
mehr als 20% überschreiten und um nicht mehr als 20% unterschreiten. 

e) Werden zum Erwerb eigener Aktien Optionen gemäß lit. d) aa) eingesetzt, so steht
den Aktionären ein Recht, dass die SAP derartige Optionsgeschäfte mit ihnen
abschließt, nicht zu. Ein Recht der Aktionäre auf Abschluss von Optionsgeschäften
besteht auch insoweit nicht, als beim Abschluss von Optionsgeschäften gemäß lit. d)
cc) ein bevorrechtigtes Angebot für den Abschluss von Optionsgeschäften bezogen
auf geringe Stückzahlen an Aktien vorgesehen wird. Soweit Optionen gemäß lit. d)
bb) über die Börse veräußert werden, wird dadurch dem Gleichbehandlungs-
grundsatz genügt. Beim Erwerb eigener Aktien besteht, sofern hierzu Optionen
eingesetzt werden, ein Recht der Aktionäre auf Andienung ihrer SAP-Aktien nur,
soweit die SAP aus den Optionsgeschäften zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist.

***
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Informationen zu Punkt 6 der Tagesordnung (Wahl zum Aufsichtsrat) 

Dr. Erhard Schipporeit

Tätigkeit:

Mitglied des Vorstands der E.ON AG, Düsseldorf

Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsräten bei:

Commerzbank Aktiengesellschaft, Frankfurt
HDI Haftpflichtverband der Deutschen Industrie V.a.G., Hannover
Talanx Aktiengesellschaft, Hannover
E.ON Audit Services GmbH, Hamburg (Vorsitz; Konzernmandat)
E.ON Risk Consulting GmbH, Düsseldorf (Vorsitz; Konzernmandat)
Degussa AG, Düsseldorf (Konzernmandat)
E.ON Ruhrgas AG, Essen (Konzernmandat)
is:energy Informationen Services für die Energiewirtschaft GmbH, Hannover
(Konzernmandat)

Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien bei:

E.ON UK plc, Coventry/Vereinigtes Königreich (Konzernmandat)
E.ON US Investments Corp., Delaware/USA (Konzernmandat)

***

Berichte des Vorstands zu den Punkten 10, 11 und 12 der Tagesordnung

Bericht des Vorstands zu Punkt 10 der Tagesordnung

Zu TOP 10 der Hauptversammlung am 12. Mai 2005 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat
vor, die bisherigen Genehmigten Kapitalien I und II aufzuheben und durch neue
Genehmigte Kapitalien I und II zu ersetzen, die den Vorstand ermächtigen, bis zum 11. Mai
2010 das Grundkapital durch Ausgabe von nennwertlosen Stammaktien mit Stimmrecht
zu erhöhen. Der Vorstand erstattet gemäß § 203 Abs. 2 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über
die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei Ausgabe der neuen
Aktien diesen Bericht, der als Bestandteil dieser Einladung auch in der Hauptversamm-
lung und vom Tag der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung an in
den Geschäftsräumen der Gesellschaft ausliegt und im Internet unter www.sap.de/haupt-
versammlung eingesehen werden kann sowie auf Verlangen jedem Aktionär übersandt
wird:

1. Gegenwärtige Genehmigte Kapitalien I und II und Anlass für deren Ersetzung

Die Satzung sieht gegenwärtig in § 4 Abs. 6 ein Genehmigtes Kapital I und in § 4 Abs. 8
ein Genehmigtes Kapital II in Höhe von zusammen bis zu EUR 120 Mio vor. Diese bei-
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den genehmigten Kapitalien, von denen der Vorstand bisher keinen Gebrauch gemacht
hat, laufen allerdings zum 1. Mai 2006 aus. Daneben besteht zwar in § 4 Abs. 12 der
Satzung ein weiteres Genehmigtes Kapital in Höhe von bis zu EUR 15 Mio., das erst
zum 1. Mai 2007 ausläuft. Dieses dient aber ausschließlich der mittelbaren Bedienung
von im Rahmen des „Long Term Incentive-Plans der SAP AG 2000“ und des „SAP Stock
Option Plans 2002“ ausgegebenen Wandlungs- und Bezugsrechten. Um dem Vorstand
auch über den 1. Mai 2006 hinaus die durch die Genehmigten Kapitalien I und II eröff-
neten Reaktionsmöglichkeiten zu erhalten und ihm auch in Zukunft ausreichende
Flexibilität zu gewähren, sollen die bestehenden Genehmigten Kapitalien I und II durch
neue Genehmigte Kapitalien I und II mit einer Laufzeit bis zum 11. Mai 2010 ersetzt wer-
den.

2. Neue Genehmigte Kapitalien und damit verbundene Vorteile für die Gesellschaft

Insgesamt sollen neue Genehmigte Kapitalien I und II bis zu einer Höhe von zusam-
men EUR 120 Mio. eingeteilt in bis zu Stück 120 Mio. nennwertlose Stammaktien mit
Stimmrecht geschaffen werden. Das zu Punkt 10 lit. a) der Tagesordnung vorgeschla-
gene neue Genehmigte Kapital I soll den Vorstand ermächtigen, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmalig um bis zu
insgesamt EUR 60 Mio. gegen Bareinlage durch Ausgabe neuer Stammaktien mit
Stimmrecht zu erhöhen. Die neuen Aktien sind den Aktionären zum Bezug anzubie-
ten. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats
Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen (dazu unten 3). Das
zu Punkt 10 lit. b) der Tagesordnung vorgeschlagene neue Genehmigte Kapital II soll
den Vorstand ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der
Gesellschaft einmalig oder mehrmalig um bis zu insgesamt EUR 60 Mio. gegen Bar-
oder Sacheinlage durch Ausgabe neuer Stammaktien mit Stimmrecht zu erhöhen. 
Der Vorstand soll ermächtigt sein, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszu-
schließen (dazu unten 4). Beide Ermächtigungen sollen jeweils auf die längste gesetzlich
zulässige Frist (bis zum 11. Mai 2010) erteilt werden.

Die vorgeschlagenen Ermächtigungen zur Ausgabe neuer Aktien aus Genehmigten
Kapitalien I und II sollen den Vorstand auch zukünftig in die Lage versetzen, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats kurzfristig auf auftretende Finanzierungserfordernisse
und auf sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Teilen von
Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen reagieren zu können.

3. Ausschluss des Bezugsrechts beim Genehmigten Kapital I

Der Vorstand soll im Rahmen des Genehmigten Kapitals I ermächtigt werden, mit
Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre aus-
zunehmen. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge beim Genehmigten
Kapital I ist erforderlich, um ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis darstellen
zu können. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen
Aktien werden entweder durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmög-
lich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der
Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. Vorstand und Aufsichtsrat halten den
Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen für sachlich gerechtfertigt und
gegenüber den Aktionären für angemessen. 

4. Ausschluss des Bezugsrechts beim Genehmigten Kapital II

Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das
Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen auszuschließen,
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wenn der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt
entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10% des zum Zeitpunkt der Eintragung
der Ermächtigung oder - falls dieser Wert geringer ist - 10% des zum Zeitpunkt der
Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals der Gesellschaft nicht über-
schreitet und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsen-
notierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen
Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich unterschreitet.
Rechtsgrundlage für diesen Bezugsrechtsausschluss ist § 203 Abs. 1 und 2 i.V.m. § 186
Abs. 3 Satz 4 AktG. Ein etwaiger Abschlag vom maßgeblichen Börsenpreis wird voraus-
sichtlich nicht über 3%, jedenfalls aber maximal bei 5% des Börsenpreises liegen. Diese
Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses soll die Verwaltung in die Lage versetzen, die
Aktien gezielt an Finanzinvestoren abzugeben und dabei durch eine marktnahe
Preisfestsetzung einen möglichst hohen Veräußerungsbetrag und damit eine größt-
mögliche Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Damit kann, wegen der schnelleren
Handlungsmöglichkeit, ein höherer Mittelzufluss zugunsten der Gesellschaft erreicht
werden als bei einem unter Wahrung des Bezugsrechts der Aktionäre erfolgenden
Veräußerungsangebots an alle Aktionäre. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG in der
durch das Transparenz- und Publizitätsgesetz geänderten Fassung nunmehr eine
Veröffentlichung des Bezugspreises bis spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist.
Angesichts der Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber auch in diesem Fall ein
Marktrisiko, namentlich ein Kursänderungsrisiko, über mehrere Tage, das zu Sicher-
heitsabschlägen bei der Festlegung des Veräußerungspreises und so zu nicht marktna-
hen Konditionen führen kann. Zudem kann die Gesellschaft bei Einräumung eines
Bezugsrechts wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige Markt-
verhältnisse reagieren. Die vorgeschlagene Ermächtigung liegt aus den genannten
Gründen im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. Da sich der Veräuße-
rungspreis für die zu gewährenden eigenen Aktien am Börsenkurs zu orientieren hat
und die Ermächtigung nur einen beschränkten Umfang hat, sind die Interessen der
Aktionäre angemessen gewahrt. Die Aktionäre haben die Möglichkeit, ihre relative
Beteiligung über einen Zukauf über die Börse aufrechtzuerhalten.

Der Vorstand soll im Rahmen des Genehmigten Kapitals II des weiteren ermächtigt
werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre bei
Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zum Zwecke der Gewährung von Aktien im
Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen
an Unternehmen auszuschließen. Die SAP steht im globalen Wettbewerb. Sie muss
jederzeit in der Lage sein, in den nationalen und internationalen Märkten im Interesse
ihrer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Dazu gehört auch die Option,
Unternehmen, Teile von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen zur
Verbesserung der Wettbewerbsposition zu erwerben. Die im Interesse der Aktionäre
und der Gesellschaft optimale Umsetzung dieser Option besteht im Einzelfall darin,
den Erwerb eines Unternehmens, eines Unternehmensteils oder einer Beteiligung an
einem Unternehmen über die Gewährung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft
durchzuführen. Die Praxis zeigt, dass die Anteilseigner attraktiver Akquisitionsobjekte
als Gegenleistung für eine Veräußerung häufig die Verschaffung von Aktien der erwer-
benden Gesellschaft verlangen. Um auch solche Akquisitionsobjekte erwerben zu kön-
nen, muss die SAP AG die Möglichkeit haben, neue Aktien als Gegenleistung zu
gewähren. Im Einzelfall kann es bei einem Akquisitionsvorhaben zudem wirtschaftlich
sinnvoll sein, neben dem eigentlichen Akquisitionsobjekt weitere Wirtschaftsgüter, ins-
besondere solche, die dem Akquisitionsobjekt dienen, zu erwerben. Das gilt etwa, wenn
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ein zu erwerbendes Unternehmen nicht selbst Inhaber von mit seinem Geschäftsbetrieb
in Zusammenhang stehenden Immaterialgüterrechten ist. Auch kann es sinnvoll sein,
Inhabern von Forderungen gegen die SAP AG, die im Rahmen einer Veräußerung von
Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen an die
SAP AG begründet wurden, an Stelle einer Barzahlung ganz oder zum Teil neue Aktien
der Gesellschaft zu gewähren. Bei Einräumung eines Bezugsrechts sind hingegen der
Erwerb von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder von Beteiligungen an
Unternehmen unter Gewährung neuer Aktien der Gesellschaft nicht möglich und die
damit für die Gesellschaft und die Aktionäre verbundenen Vorteile nicht erreichbar.
Konkrete Erwerbsvorhaben, für die von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden
soll, bestehen zur Zeit nicht. Wenn sich Möglichkeiten zum Erwerb von Unternehmen,
Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen konkretisieren, wird
der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung zum
Zwecke des Gewährung neuer Aktien Gebrauch machen soll. Er wird dies nur dann
tun, wenn er zu der Überzeugung gelangt, dass der Unternehmens- oder Beteiligungs-
erwerb gegen Gewährung von SAP-Aktien im wohlverstandenen Interesse der Gesell-
schaft liegt. Der Aufsichtsrat wird seine erforderliche Zustimmung zur Verwendung
der eigenen Aktien zu diesem Zweck nur erteilen, wenn er ebenfalls zu dieser Über-
zeugung gelangt. Über die Einzelheiten der Ausnutzung dieser Ermächtigung wird der
Vorstand in der Hauptversammlung berichten, die auf einen etwaigen Erwerb gegen
Gewährung von Aktien der SAP AG folgt. 

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den
Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen
auch unter Berücksichtigung eines möglichen Verwässerungseffektes für sachlich
gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für angemessen.

Falls der Vorstand von den vorgenannten Ermächtigungen zum Bezugsrechtsaus-
schluss keinen Gebrauch macht, soll der Vorstand auch im Rahmen des Genehmigten
Kapitals II ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge von dem
Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Die Gründe hierfür sind bereits unter dem
Genehmigten Kapital I dargelegt.

5. Bericht des Vorstands über die Ausnutzung der beiden Genehmigten Kapitalien

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung der Genehmigten
Kapitalien I und II berichten.

Bericht des Vorstands zu Punkt 11 der Tagesordnung

Zu Punkt 11 der Tagesordnung der Hauptversammlung am 12. Mai 2005 schlagen Vorstand
und Aufsichtsrat vor, den Vorstand zu ermächtigen, für die Gesellschaft eigene Aktien zu
erwerben und diese entweder wieder zu veräußern oder ohne weiteren Beschluss der
Hauptversammlung einzuziehen. Der Vorstand erstattet gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5
i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts der
Aktionäre bei der Veräußerung von eigenen Aktien diesen Bericht, der als Bestandteil die-
ser Einladung auch in der Hauptversammlung und vom Tag der Bekanntmachung der
Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft ausliegt
und im Internet unter www.sap.de/hauptversammlung eingesehen werden kann sowie
auf Verlangen jedem Aktionär übersandt wird:
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Vorstand zu ermächtigen, für die
Gesellschaft eigene Aktien zu erwerben. Danach soll befristet bis zum 31. Oktober 2006
die Möglichkeit zum Erwerb von Aktien der Gesellschaft mit einem auf diese entfallen-
den anteiligen Betrag am Grundkapital von insgesamt bis zu Euro 30 Mio. (das sind 
– bei einem anteiligen Betrag am Grundkapital je Aktie von einem Euro – Stück 30 Mio.
Aktien) bestehen. Der Rückerwerb kann über die Börse erfolgen oder mittels eines an
alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Angebots. Dabei soll auch die Möglichkeit beste-
hen, Aktien mittels eines an alle Aktionäre gerichteten Tauschangebots zurückzuer-
werben.

Ein an alle Aktionäre gerichtetes öffentliches Tauschangebot in Aktien eines im Sinn
von § 3 Abs. 2 AktG börsennotierten Unternehmens stellt für die Aktionäre eine attrak-
tive Variante zum öffentlichen Kaufangebot dar. Der Gesellschaft verschafft es zusätzli-
che Handlungsoptionen, die auch im Interesse der Aktionäre optimale Struktur für
einen Aktienrückerwerb zu finden. Dabei ist ein bestimmtes Tauschverhältnis festzule-
gen, das jedoch durch eine Barleistung als weitere, den angebotenen Tausch ergänzen-
de Kaufpreiszahlung oder zur Abgeltung von Spitzenbeträgen ergänzt werden kann. 

Erfolgt der Erwerb über ein an alle Aktionäre gerichtetes Kauf- oder Tauschangebot, ist
ebenso wie beim Erwerb der Aktien über die Börse der Gleichbehandlungsgrundsatz zu
beachten. Übersteigt die zum festgesetzten Preis angebotene Menge die von der
Gesellschaft nachgefragte Anzahl an Aktien, so muss grundsätzlich eine Zuteilung ent-
sprechend der Beteiligungsquote der veräußernden Aktionäre erfolgen. Jedoch soll es
möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleinerer Stückzahlen bis zu maximal 100
Stück je Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei
der Festlegung der Quoten und kleinere Restbestände zu vermeiden und damit die
technische Abwicklung zu erleichtern. Wenn und soweit die Vorschriften des Wert-
papiererwerbs- und Übernahmegesetzes (WpÜG) Anwendung finden, sind diese vor-
rangig zu beachten. 

Der Vorstand soll ermächtigt sein, die Aktien über die Börse zu veräußern oder unter
Wahrung des Bezugsrechts der Aktionäre diesen im Rahmen eines Veräußerungs-
angebots zum Erwerb anzubieten. Der Vorstand soll ermächtigt werden, die eigenen
Aktien ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung einzuziehen. Dabei soll der
Vorstand auch ermächtigt sein, die Einziehung entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG
ohne Veränderung des Grundkapitals durchzuführen. In diesem Fall erhöht sich durch
die Einziehung der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG. 

Der Vorstand soll zum einen ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats
das Bezugsrecht der Aktionäre für erworbene eigene Aktien mit einem anteilig auf diese
entfallenden Betrag des Grundkapitals von insgesamt 10% des zum Zeitpunkt der
Beschlussfassung der Hauptversammlung am 12. Mai 2005 oder - falls dieser Wert gerin-
ger ist - bis zu 10% des zum Zeitpunkt der Veräußerung der Aktien eingetragenen
Grundkapitals auszuschließen, wenn diese Aktien gegen Barzahlung zu einem Betrag
abgegeben werden, der den durchschnittlichen Börsenpreis der Aktie der Gesellschaft
an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten fünf Börsentagen vor der endgülti-
gen Festlegung des Veräußerungspreises durch den Vorstand, ermittelt auf der Basis des
arithmetischen Mittels der Schlussauktionspreise der SAP-Aktie im XETRA-Handel
(oder Nachfolgesystem), nicht wesentlich unterschreitet. Rechtsgrundlage für diesen
Bezugsrechtsausschluss ist § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG. Ein
etwaiger Abschlag vom maßgeblichen Börsenpreis wird voraussichtlich nicht über 3%,
jedenfalls aber maximal bei 5% des Börsenpreises liegen. Diese Möglichkeit des
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Bezugsrechtsausschlusses soll die Verwaltung in die Lage versetzen, die Aktien gezielt
an Finanzinvestoren abzugeben und dabei durch eine marktnahe Preisfestsetzung einen
möglichst hohen Veräußerungsbetrag und damit eine größtmögliche Stärkung der
Eigenmittel zu erreichen. Damit kann, wegen der schnelleren Handlungsmöglichkeit,
ein höherer Mittelzufluss zugunsten der Gesellschaft erreicht werden als bei einem
unter Wahrung des Bezugsrechts der Aktionäre erfolgenden Veräußerungsangebot an
alle Aktionäre. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG in der durch das Transparenz-
und Publizitätsgesetz geänderten Fassung nunmehr eine Veröffentlichung des
Bezugspreises bis spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist. Angesichts der
Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber auch in diesem Fall ein Marktrisiko,
namentlich ein Kursänderungsrisiko, über mehrere Tage, das zu Sicherheitsabschlägen
bei der Festlegung des Veräußerungspreises und so zu nicht marktnahen Konditionen
führen kann. Zudem kann die Gesellschaft bei Einräumung eines Bezugsrechts wegen
der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige Marktverhältnisse reagieren.
Die vorgeschlagene Ermächtigung liegt aus den genannten Gründen im Interesse der
Gesellschaft und ihrer Aktionäre. Da sich der Veräußerungspreis für die zu gewähren-
den eigenen Aktien am Börsenkurs zu orientieren hat und die Ermächtigung nur einen
beschränkten Umfang hat, sind die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt. Die
Aktionäre haben die Möglichkeit, ihre relative Beteiligung über einen Zukauf über die
Börse aufrechtzuerhalten. 

Der Vorstand soll des Weiteren ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats
die erworbenen eigenen Aktien als Gegenleistung zum Zweck des Erwerbs von
Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen an Dritte
zu übertragen. Dabei soll das Bezugsrecht der Aktionäre ebenfalls ausgeschlossen sein.
Die SAP steht im globalen Wettbewerb. Sie muss jederzeit in der Lage sein, in den natio-
nalen und internationalen Märkten im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel
handeln zu können. Dazu gehört auch die Option, Unternehmen, Teile von
Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen zur Verbesserung der Wett-
bewerbsposition zu erwerben. Die im Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft opti-
male Umsetzung dieser Option besteht im Einzelfall darin, den Erwerb eines Unter-
nehmens, eines Unternehmensteils oder einer Beteiligung an einem Unternehmen
über die Gewährung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft durchzuführen. Die
Praxis zeigt, dass die Anteilseigner attraktiver Akquisitionsobjekte als Gegenleistung für
eine Veräußerung häufig die Verschaffung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft
verlangen. Um auch solche Unternehmen erwerben zu können, muss die SAP AG die
Möglichkeit haben, eigene Aktien als Gegenleistung zu gewähren. Dem dient zum
einen das der Hauptversammlung am 12. Mai 2005 zu Punkt 10 der Tagesordnung vor-
geschlagene neue Genehmigte Kapital II. Darüber hinaus soll aber auch die Möglichkeit
bestehen, erworbene eigene Aktien der Gesellschaft als Akquisitionswährung zu ver-
wenden. Bei Einräumung eines Bezugsrechts sind hingegen der Erwerb von
Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder von Beteiligungen an Unternehmen
gegen Gewährung von erworbenen eigenen Aktien nicht möglich und die damit für die
Gesellschaft und die Aktionäre verbundenen Vorteile nicht erreichbar. Konkrete
Erwerbsvorhaben, für die von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht werden soll, beste-
hen zur Zeit nicht. Wenn sich Möglichkeiten zum Erwerb von Unternehmen, Teilen
von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen konkretisieren, wird der
Vorstand sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Gewährung eigener Aktien
Gebrauch machen soll. Er wird dies nur dann tun, wenn er zu der Überzeugung
gelangt, dass der Unternehmens- oder Beteiligungserwerb gegen Gewährung von 
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SAP-Aktien im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. Der Aufsichtsrat 
wird seine erforderliche Zustimmung zur Verwendung der eigenen Aktien zu diesem
Zweck nur erteilen, wenn er ebenfalls zu dieser Überzeugung gelangt. Über die
Einzelheiten der Ausnutzung dieser Ermächtigung wird der Vorstand in der
Hauptversammlung berichten, die auf einen etwaigen Erwerb gegen Gewährung von
Aktien der SAP AG folgt.

Darüber hinaus soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats und, soweit der
Vorstand selbst betroffen ist, der Aufsichtsrat, ermächtigt sein, erworbene eigene Aktien
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre auch zur Bedienung von Wandlungs-
und Bezugsrechten im Rahmen des „Long Term Incentive-Plans der SAP AG 2000“ und
von Bezugsrechten im Rahmen des „SAP Stock Option Plans 2002“ zu verwenden. Mit
der Übertragung eigener Aktien zur Erfüllung dieser Bezugsrechte anstelle einer
Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals kann insbesondere einem sonst eintretenden
Verwässerungseffekt entgegengewirkt werden. Der Bezugsrechtsausschluss dient damit
auch dem Interesse der vorhandenen Aktionäre.

Der Ermächtigungsbeschluss der Hauptversammlung vom 3. Mai 2002 zur Auflage des
„SAP Stock Option Plans 2002“ liegt als Bestandteil der notariellen Niederschrift über
diese Hauptversammlung beim Handelsregister in Heidelberg zur Einsicht aus. Er kann
zudem in den Geschäftsräumen am Sitz der SAP AG, Neurottstraße 16, 69190 Walldorf,
und im Internet unter www.sap.de/hauptversammlung eingesehen werden. Er liegt
auch während der Hauptversammlung zur Einsichtnahme aus. Auf Verlangen wird
jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos eine Abschrift erteilt. Der Inhalt des
Ermächtigungsbeschlusses zur Auflage des „SAP Stock Option Plans 2002“ ergibt sich
zudem aus der Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung vom 3. Mai 2002, die
im Bundesanzeiger vom 22. März 2002 veröffentlicht wurde.

Der Ermächtigungsbeschluss der Hauptversammlung vom 18. Januar 2000 zur Auflage
des „Long Term Incentive-Plans der SAP AG 2000“ sowie die ergänzenden und anpas-
senden Beschlüsse der Hauptversammlung vom 3. Mai 2001 liegen als Bestandteile der
notariellen Niederschriften über diese Hauptversammlungen beim Handelsregister in
Heidelberg zur Einsicht aus. Sie können zudem in den Geschäftsräumen am Sitz der
SAP AG, Neurottstraße 16, 69190 Walldorf, und im Internet unter www.sap.de/haupt-
versammlung eingesehen werden. Sie liegen auch während der Hauptversammlung
zur Einsichtnahme aus. Auf Verlangen wird jedem Aktionär unverzüglich und kosten-
los eine Abschrift erteilt. Der Inhalt des Ermächtigungsbeschlusses zur Auflage des
„Long Term Incentive-Plans der SAP AG 2000“ ergibt sich zudem aus der Einladung 
zur außerordentlichen Hauptversammlung vom 18. Januar 2000, die im Bundes-
anzeiger vom 9. Dezember 1999 veröffentlicht wurde, und der Inhalt der ergänzenden
und anpassenden Beschlüsse ergibt sich aus der Einladung zur ordentlichen Haupt-
versammlung vom 3. Mai 2001, die im Bundesanzeiger vom 23. März 2001 veröffentlicht
wurde.

Der Vorstand soll schließlich berechtigt sein, bei Veräußerung der eigenen Aktien im
Rahmen eines Veräußerungsangebots an alle Aktionäre der Gesellschaft das
Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats für Spitzenbeträge aus-
zuschließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist erforderlich, um
eine Abgabe erworbener eigener Aktien im Weg eines Veräußerungsangebots an die
Aktionäre technisch durchführbar zu machen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht
der Aktionäre ausgeschlossenen eigenen Aktien werden entweder durch Verkauf an der
Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.
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Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den
Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen
für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für angemessen.

Bericht des Vorstands zu Punkt 12 der Tagesordnung

Zu Punkt 12 der Tagesordnung der Hauptversammlung am 12. Mai 2005 schlagen
Vorstand und Aufsichtsrat vor, den Vorstand auch zu ermächtigen, im Rahmen des
Rückerwerbs eigener Aktien auch Eigenkapitalderivate in Form von Put-Optionen und
Call-Optionen einzusetzen. Der Vorstand erstattet über die Gründe für den Einsatz von
Eigenkapitalderivaten bei dem Erwerb von eigenen Aktien diesen Bericht, der als
Bestandteil dieser Einladung auch in der Hauptversammlung und vom Tag der
Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen
der Gesellschaft ausliegt und im Internet unter www.sap.de/hauptversammlung eingese-
hen werden kann sowie auf Verlangen jedem Aktionär übersandt wird:

1. Zweck der Ermächtigung zum Einsatz von Eigenkapitalderivaten

Zu Punkt 11 der Tagesordnung der Hauptversammlung am 12. Mai 2005 schlagen
Vorstand und Aufsichtsrat vor, den Vorstand zum Erwerb von Aktien der Gesellschaft
mit einem auf diese entfallenden anteiligen Betrag am Grundkapital von insgesamt bis
zu Euro 30 Mio. zu ermächtigen. Ergänzend hierzu schlagen Vorstand und Aufsichtsrat
zu Punkt 12 der Tagesordnung vor, den Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung
des Aufsichtsrats, die generell, das heißt bezogen auf einen bestimmten Zeitraum oder
für ein bestimmtes Volumen erteilt werden kann, im Rahmen des Rückerwerbs eigener
Aktien auch Eigenkapitalderivate in Form von Put-Optionen und Call-Optionen ein-
zusetzen. Der Gesellschaft verschafft dies zusätzliche Handlungsalternativen und
damit die Möglichkeit, die optimale Struktur für einen Aktienrückerwerb zu finden.
Der Vorstand beabsichtigt Put- und Call-Optionen dabei nur zusätzlich – als Ergänzung
– zum konventionellen Rückkauf einzusetzen und nur einen geringen Anteil der ins-
gesamt zu erwerbenden eigenen Aktien mittels solcher Eigenkapitalderivate zurückzu-
erwerben.

Aus der Put-Option ist der Stillhalter verpflichtet, eine vorher festgelegte Anzahl an
Aktien zu einem vorher festgelegten Preis (Ausübungspreis) zu kaufen. Als
Gegenleistung dafür erhält er eine Optionsprämie. Die Ausübung der Put-Option ist für
den Berechtigten dann wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs der bezogenen Aktie
unter dem Ausübungspreis liegt, da er dann die Aktien zu dem höheren Ausübungs-
preis an den Stillhalter verkaufen kann.  

Beim Erwerb einer Call-Option erhält der Erwerber gegen Zahlung einer Options-
prämie das Recht, eine vorher festgelegte Anzahl an Aktien zu einem vorher festgeleg-
ten Preis (Ausübungspreis) vom Stillhalter der Option zu kaufen. Die Ausübung der
Call-Option ist für den Berechtigten dann wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs der
bezogenen Aktie über dem Ausübungspreis liegt, da er dann die Aktien zu dem niedri-
geren Ausübungspreis vom Stillhalter kaufen kann. 

Der Einsatz von Put- und Call-Optionen beim Aktienrückkauf soll es der Gesellschaft
ermöglichen, niedrige Aktienkurse auszunutzen und so den Aufwand der Gesellschaft
zu verringern. 

So können Put-Optionen veräußert werden, wenn die Gesellschaft bei niedrigen Kursen
der SAP-Aktie beabsichtigt, eigene Aktien zurückzuerwerben, sich aber über den opti-
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malen Zeitpunkt für einen Rückkauf, also den Zeitpunkt des günstigsten Kurses der
SAP-Aktie, nicht sicher ist. Für die Gesellschaft kann es hier vorteilhaft sein, Put-
Optionen zu veräußern, deren Ausübungspreis unter dem Kurs der SAP-Aktie zum
Zeitpunkt der Veräußerung der Put-Option liegt. Für die Verpflichtung, eine vorher
festgelegte Anzahl eigener Aktien zu einem vorher festgelegten Preis (Ausübungspreis)
zu kaufen, erhält die Gesellschaft eine Optionsprämie. Der Einsatz der Put-Optionen
bietet dabei neben der Vereinnahmung der Optionsprämie den Vorteil, dass zum einen
der Rückkauf – im Vergleich zum sofortigen Rückkauf – auf einem niedrigeren
Kursniveau erfolgt und zum anderen der Erwerbspreis erst bei Ausübung der Option zu
zahlen ist, also Liquidität erst zu diesem späteren Zeitpunkt abfließt.  

Das sei an einem Beispiel verdeutlicht. Bei Annahme, der Kurs der SAP-Aktie läge zum
Zeitpunkt der Veräußerung der Put-Option bei 90 Euro, der Ausübungspreis der Put-
Option bei 80 Euro und es würde eine Optionsprämie von 4,50 Euro je Put-Option
gezahlt, ergibt sich Folgendes: Liegt beispielsweise der Kurs der SAP-Aktie nach drei
Monaten bei 70 Euro und wird folglich die Option ausgeübt, so muss die SAP die Aktien
zu 80 Euro kaufen, so dass es zu einem Abfluss von 75,50 Euro (Kaufpreis abzüglich
Optionsprämie) kommt. Im Vergleich zum sofortigen Kauf zum Zeitpunkt der
Optionsausgabe (90 Euro) erfolgt der Erwerb um 14,50 Euro günstiger. Liegt der Kurs
nach drei Monaten bei 110 Euro, dann wird die Option nicht ausgeübt und die SAP 
muss keine Aktien kaufen; die SAP vereinnahmt aber die Optionsprämie in Höhe von
4,50 Euro. Werden allerdings die eigenen Aktien benötigt, etwa weil man Bezugsrechte
aus Aktienoptionen mit eigenen Aktien bedienen will statt durch Ausgabe neuer
Aktien aus bedingtem Kapital, so muss die Gesellschaft die Aktien jetzt für 110 Euro
erwerben.

Obwohl beim Einsatz von Put-Optionen die Unsicherheit besteht, ob es tatsächlich zum
Rückkauf kommt, und damit einhergehend das Risiko, dass die Gesellschaft, falls erfor-
derlich, die Aktien zu einem höheren Preis erwerben muss als der Börsenkurs bei
Ausgabe der Put-Option, ist der Vorstand in Übereinstimmung mit dem Aufsichtsrat
von den Vorteilen des Einsatzes von Put-Optionen als Ergänzung zum konventionellen
Aktienrückkauf überzeugt.

Der Vorstand soll im Rahmen des Aktienrückerwerbs zudem Call-Optionen einsetzen
können. Dies kann etwa dann sinnvoll sein, wenn die Gesellschaft Bezugsrechte aus
Aktienoptionen mit eigenen Aktien bedienen will statt durch Ausgabe neuer Aktien
aus bedingtem Kapital. In diesem Fall kann sich die Gesellschaft bei niedrigen
Aktienkursen in ausreichender Menge mit eigenen Aktien eindecken. Sie kann statt-
dessen aber auch gegen Zahlung einer Optionsprämie Call-Optionen erwerben und
sich auf diese Weise gegen steigende Aktienkurse absichern. Dies ist insbesondere dann
zweckmäßig, wenn zu einem Zeitpunkt günstiger Aktienkurse noch nicht abschätzbar
ist, in welchem Umfang Bezugsrechte ausgeübt und eigene Aktien zu ihrer Bedienung
benötigt werden. Hier besteht nicht nur der Vorteil, dass Liquidität erst bei Ausübung
der Call-Optionen durch die SAP abfließt, sondern auch dass die Gesellschaft nur so
viele Aktien erwerben muss, wie sie zur Bedienung der Bezugsrechte tatsächlich
benötigt.

2. Einsetzbare Eigenkapitalderivate

Im Rahmen des Erwerbs eigener Aktien soll es zum einen möglich sein, dass die
Gesellschaft, ein von der SAP AG im Sinn von § 17 AktG abhängiges
Konzernunternehmen oder ein für ihre oder dessen Rechnung handelnder Dritter
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(nachfolgend: „SAP“) ein Optionsgeschäft mit einem Finanzinstitut abschließt. Dabei
kann es sich zum einen um ein Put-Optionsgeschäft handeln, bei dem die SAP
Stillhalter ist. Zum anderen kann es sich um den Erwerb einer Call-Option durch die
SAP von einem Finanzinstitut handeln, das Stillhalter der Option ist. In beiden Fällen
darf das betreffende Finanzinstitut bei Ausübung der Option nur solche Aktien liefern,
die es zuvor unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes über die Börse zu dem
im Zeitpunkt des börslichen Erwerbs aktuellen Börsenpreis der Aktie im XETRA-
Handel (oder Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse erworben hat. Eine
entsprechende Verpflichtung muss im Fall des Abschlusses eines Put-Optionsgeschäfts
mit einem Finanzinstitut Bestandteil dieses Geschäfts sein. Bei Abschluss einer Call-
Optionsvereinbarung darf die SAP die Option nur ausüben, wenn sichergestellt ist, dass
das Finanzinstitut bei Ausübung der Option nur solche Aktien liefert, die es zuvor
unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes über die Börse zu dem im
Zeitpunkt des börslichen Erwerbs aktuellen Börsenpreis der Aktie im XETRA-Handel
(oder Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse erworben hat. Dadurch,
dass das Finanzinstitut jeweils nur solche Aktien liefert, die es zuvor unter Wahrung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes über die Börse zu dem im Zeitpunkt des börslichen
Erwerbs aktuellen Börsenpreis der Aktie im XETRA-Handel (oder Nachfolgesystem) an
der Frankfurter Wertpapierbörse erworben hat, soll entsprechend der Regelung in § 71
Abs. 1 Nr. 8 Satz 4 AktG dem Gebot der Gleichbehandlung der Aktionäre genügt wer-
den.

Falls der Erwerb der Aktien unter Einsatz eines Put- oder Call-Optionsgeschäfts mit
einem Finanzinstitut mit der Maßgabe erfolgt, dass das betreffende Finanzinstitut bei
Ausübung der Optionen nur solche Aktien liefert, die es zuvor unter Wahrung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes über die Börse zu dem im Zeitpunkt des börslichen
Erwerbs aktuellen Börsenpreis der Aktie im XETRA-Handel (oder Nachfolgesystem) an
der Frankfurter Wertpapierbörse erworben hat, steht den Aktionären ein Recht auf
Abschluss von Optionsgeschäften mit der SAP nicht zu. Die Verwaltung soll in die Lage
versetzt werden, die Optionsgeschäfte gezielt mit Finanzinstituten abzuschließen und
dabei durch eine marktnahe Ausgestaltung von Ausübungspreis und Optionsprämie
möglichst vorteilhafte Optionsbedingungen zu erreichen. Damit können wegen der
schnelleren Handlungsmöglichkeit günstige Kursentwicklungen kurzfristig ausge-
nutzt werden und damit optimalere Bedingungen als bei einem öffentlichen Angebot
zum Abschluss von Optionsvereinbarungen an alle Aktionäre erreicht werden. 

Weiter soll die Möglichkeit bestehen, zum Zweck des Erwerbs eigener Aktien Put-
Optionen über die Börse zu veräußern. Derartige Optionsgeschäfte müssen zunächst
mit einem Finanzinstitut abgeschlossen werden, das die Optionsrechte nach entspre-
chender Verbriefung an einer Börse einführt. Auf diese Weise wird entsprechend § 71
Abs. 1 Nr. 8 Satz 4 AktG dem Gebot der Gleichbehandlung genügt. Die Aktionäre sind
in der Lage, die entsprechenden Put-Optionen selbst über die Börse zu erwerben. 

Darüber hinaus soll es möglich sein, den Abschluss des Put- bzw. Call-Optionsgeschäfts
allen Aktionären öffentlich anzubieten. In dieser Variante wird somit allen Aktionären
die Möglichkeit angeboten, ihre Aktien zu einem in der Optionsvereinbarung festge-
setzten Preis der Gesellschaft anzudienen, bzw. es wird ihnen die Möglichkeit angebo-
ten, eine Call-Optionsprämie zu vereinnahmen. Sofern von Seiten der Aktionäre 
der Abschluss von mehr Optionsgeschäften nachgefragt wird, als die Gesellschaft ab-
schließen will, so muss die Annahme nach Quoten erfolgen. Dabei soll es zulässig sein,
ein bevorrechtigtes Angebot für den Abschluss von Optionsgeschäften bezogen auf eine
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geringe Stückzahl an Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene
Beträge bei der Festlegung der Quoten und kleinere Restbestände zu vermeiden und
damit die technische Abwicklung zu erleichtern.

Schließlich soll die Möglichkeit eröffnet werden, entsprechend den Bestimmungen
über das mittelbare Bezugsrecht in § 186 Abs. 5 AktG, die Put-Optionsgeschäfte mit
einem Emissionsunternehmen, das heißt einem Kreditinstitut oder einem nach § 53
Abs. 1 Satz 1 oder § 53 b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen abzu-
schließen, das sich verpflichtet, die Optionen den Aktionären zum Bezug anzubieten.

3. Zur Ausgestaltung der Eigenkapitalderivate im Einzelnen

Im Einzelnen sieht der Vorschlag folgende zwingende Eckpunkte für die Ausgestaltung
der Optionen vor:

a) Die Laufzeit der im Rahmen des Erwerbs eigener Aktien eingesetzten Put-Optionen
soll längstens ein Jahr betragen dürfen. Je länger die Laufzeit, desto größer die
Wahrscheinlichkeit, dass sich der Kurs der SAP-Aktie auf unvorhergesehene Weise
von dem Aktienkurs bei Abschluss des Optionsgeschäfts entfernt. Um zu großen
Abweichungen vorzubeugen, soll die maximal mögliche Laufzeit begrenzt werden.
Im Fall der Call-Optionen ist dies nicht erforderlich, weil hier die SAP als
Berechtigte bestimmen kann, wann die Call-Optionen zur Ausübung gelangen; sie
wird die Call-Optionen nur ausüben, wenn zum Ausübungszeitpunkt der Kurs der
SAP-Aktie den Ausübungspreis übersteigt und somit die Ausübung im Interesse der
SAP liegt. 

Die letzte Ausübungsmöglichkeit der Put-Optionen muss vor dem 1. November
2006 liegen, da die der Hauptversammlung am 12. Mai 2005 vorgeschlagene Rück-
erwerbsermächtigung am 31. Oktober 2006 endet und somit nach diesem
Zeitpunkt auf ihrer Grundlage ein zulässiger Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs.
1 Nr. 8 AktG nicht mehr möglich ist. Aus demselben Grund soll auch eine
Ausübung der Call-Optionen zum Zweck des Erwerbs eigener Aktien grundsätz-
lich nur bis zum 31. Oktober 2006 erfolgen dürfen. Allerdings liegt es im Fall einer
Call-Option in der Macht der SAP, als Berechtigte die Option nur auszuüben, wenn
und soweit eine wirksame Rückerwerbsermächtigung durch die Hauptversamm-
lung besteht. Es ist daher nicht erforderlich, dass der letzte mögliche Ausübungs-
zeitpunkt vor dem 1. November 2006 liegt. Ausreichend ist vielmehr, dass die
Ausübung der Call-Optionen nach dem 31. Oktober 2006 nicht erfolgen darf, sofern
nicht eine spätere Hauptversammlung erneut eine entsprechende Rückerwerbs-
ermächtigung beschließt. 

b) Der zulässige Erwerbspreis für den Erwerb einer Aktie bei Ausübung der Option
(nachfolgend: „Ausübungspreis“) soll für den Fall, dass der Erwerb der Aktien
unter Einsatz eines Put- oder Call-Optionsgeschäfts mit einem Finanzinstitut mit
der Maßgabe erfolgt, dass das betreffende Finanzinstitut bei Ausübung der
Optionen nur solche Aktien liefert, die es zuvor unter Wahrung des Gleich-
behandlungsgrundsatzes über die Börse zu dem im Zeitpunkt des börslichen
Erwerbs aktuellen Börsenpreis der Aktie im XETRA-Handel (oder Nachfolge-
system) an der Frankfurter Wertpapierbörse erworben hat, den durchschnittlichen
Börsenkurs der SAP-Aktie an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten drei
Börsentagen vor Abschluss des betreffenden Optionsgeschäfts, ermittelt auf der
Basis des arithmetischen Mittels der Schlussauktionspreise der SAP-Aktie im
XETRA-Handel (oder Nachfolgesystem), um nicht mehr als 10% überschreiten und
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um nicht mehr als 20% unterschreiten dürfen. Damit wird die SAP hinsichtlich des
zulässigen Erwerbspreises der Aktien so gestellt, als hätte sie zum Zeitpunkt des
Abschlusses des betreffenden Optionsgeschäfts die Aktien direkt über die Börse er-
worben. Denn die der Hauptversammlung am 12. Mai 2005 zu Punkt 11 der
Tagesordnung vorgeschlagene Erwerbsermächtigung sieht in lit. b) aa) dieselben
niedrigsten und höchsten Gegenwerte für den Erwerb eigener Aktien über die
Börse vor. 

Werden Put-Optionen über die Börse veräußert, soll der Ausübungspreis für eine
Aktie den durchschnittlichen Börsenkurs der SAP-Aktie an der Frankfurter Wert-
papierbörse an den letzten drei Börsentagen vor der börslichen Veräußerung der
betreffenden Option, ermittelt auf der Basis des arithmetischen Mittels der
Schlussauktionspreise der SAP-Aktie im XETRA-Handel (oder Nachfolgesystem),
um nicht mehr als 10% überschreiten und um nicht mehr als 20% unterschreiten
dürfen. Auch hier wird die SAP hinsichtlich des zulässigen Erwerbspreises der
Aktien so gestellt, als hätte sie die Aktien zum Zeitpunkt des Abschlusses des besag-
ten Optionsgeschäfts direkt über die Börse erworben. 

Wird der Abschluss des Put- oder Call-Optionsgeschäfts allen Aktionären öffentlich
angeboten oder werden die Put-Optionsgeschäfte mit einem Emissionsunterneh-
men abgeschlossen mit der Verpflichtung, die Optionen den Aktionären zum
Bezug anzubieten, so soll der Ausübungspreis für eine Aktie den durchschnittli-
chen Börsenkurs der SAP-Aktie an der Frankfurter Wertpapierbörse zwischen dem
9. und dem 5. Börsentag vor der Veröffentlichung des Angebots zum Abschluss des
Optionsgeschäfts bzw. zum Erwerb der Option, ermittelt auf der Basis des arithme-
tischen Mittels der Schlussauktionspreise der SAP-Aktie im XETRA-Handel (oder
Nachfolgesystem) am 9., 8., 7., 6. und 5. Börsentag vor der Veröffentlichung des
Angebots zum Abschluss des Optionsgeschäfts bzw. zum Erwerb der Option, um
nicht mehr als 20% überschreiten und um nicht mehr als 20% unterschreiten dür-
fen. Hierdurch soll die SAP hinsichtlich des zulässigen Erwerbspreises der Aktien so
gestellt werden, als hätte sie die Aktien aufgrund eines zum Zeitpunkt des Ab-
schlusses des besagten Optionsgeschäfts veröffentlichten an alle Aktionäre gerich-
teten Kaufangebots erworben.

4. Andienungsrecht der Aktionäre

Bei einem Aktienrückkauf unter Einsatz von Put-Optionen und Call-Optionen soll den
Aktionären hinsichtlich ihrer Aktien ein Andienungsrecht nur insoweit zustehen, als
die SAP aus den Optionen zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. Andernfalls wäre
der Einsatz von Put- oder Call-Optionen im Rahmen des Rückerwerbs eigener Aktien
nicht möglich, und die damit für die Gesellschaft verbundenen Vorteile wären nicht
erreichbar. 

Der Vorstand hält die Nichtgewährung bzw. Einschränkung des Andienungsrechts
nach sorgfältiger Abwägung der Interessen der Aktionäre und dem Interesse der
Gesellschaft sowie in Übereinstimmung mit dem Aufsichtsrat mit Blick auf die ange-
führten Vorteile, die sich aus dem Einsatz von Put-Optionen und Call-Optionen für die
Gesellschaft ergeben, für gerechtfertigt.

***
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Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 
diejenigen Aktionäre berechtigt, die ihre Aktien bis spätestens 6. Mai 2005 während der
üblichen Geschäftsstunden bei der Gesellschaft oder einer Niederlassung der nachstehend
genannten Kreditinstitute in der Bundesrepublik Deutschland hinterlegen und bis zur
Beendigung der Hauptversammlung dort belassen:

- DZ BANK AG

- Deutsche Bank Aktiengesellschaft

- Dresdner Bank Aktiengesellschaft

- Bayerische Hypo- und Vereinsbank Aktiengesellschaft

- BHF-BANK Aktiengesellschaft

- Commerzbank Aktiengesellschaft

Die Hinterlegung ist auch dann ordnungsgemäß, wenn Aktien mit Zustimmung einer
Hinterlegungsstelle für diese bei einem anderen Kreditinstitut verwahrt und bis zur
Beendigung der Hauptversammlung gesperrt gehalten werden.

Die Aktien können auch bei einem deutschen Notar oder einer Wertpapiersammelbank
hinterlegt werden. In diesem Fall bitten wir, die von dem Notar bzw. der Wert-
papiersammelbank auszustellende Bescheinigung spätestens am 9. Mai 2005 bei unserer
Gesellschaft einzureichen.

Die aufgrund der Hinterlegung ausgestellten Eintrittskarten dienen den Aktionären als
Ausweis für die Ausübung des Stimmrechts.

Stimmrechtsvertretung

Die Aktionäre können ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch Bevoll-
mächtigte, z. B. die depotführende Bank, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere
Person ihrer Wahl, ausüben lassen.

Wir bieten unseren Aktionären an, dass sie sich nach Maßgabe ihrer Weisungen auch durch
Mitarbeiter der Gesellschaft in der Hauptversammlung vertreten lassen können. Die
Vollmachtserteilung und die Weisungen hierzu können schriftlich oder gemäß dem 
von der Gesellschaft festgelegten Verfahren über das Internet unter der Adresse
www.sap.de/hauptversammlung erteilt werden. Per Internet können Vollmacht und
Weisung noch während der Hauptversammlung bis zum Beginn der Abstimmung erteilt
oder geändert werden.

Die Einzelheiten zur Ausübung des Stimmrechts durch Bevollmächtigte ergeben sich aus
den Unterlagen, die den Aktionären übersandt werden.

Live-Übertragung der Hauptversammlung im Internet

Alle Aktionäre der SAP AG sowie die interessierte Öffentlichkeit können die gesamte
Hauptversammlung am 12. Mai 2005 ab 10.00 Uhr live im Internet verfolgen. Der unein-
geschränkte Onlinezugang zur Live-Übertragung wird über die Adresse www.sap.de/
hauptversammlung ermöglicht. Die Eröffnung durch den Versammlungsleiter und die
Rede des Vorstandssprechers stehen auch nach der Hauptversammlung als Aufzeichnung
zur Verfügung.
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Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären

Gegenanträge zu Vorschlägen von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt
der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge für die Wahl des Abschluss- und Konzern-
abschlussprüfers oder die Wahl zum Aufsichtsrat können gerichtet werden an: 

SAP AG 
Investor Relations 
Neurottstraße 16
69190 Walldorf 

Facsimile: +49/6227/7-46331

oder per E-Mail an: investor@sap.com

Anderweitig adressierte Anträge und Wahlvorschläge werden für die Zugänglichmachung
nach §§ 126, 127 AktG nicht berücksichtigt. Wir werden zugänglich zu machende Anträge
und Wahlvorschläge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, einer
Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unter der Internet-
adresse 

www.sap.de/hauptversammlung

veröffentlichen. Entsprechend § 126 Abs. 1 AktG werden dabei alle bis zum 28. April 2005 bis
24:00 Uhr eingehenden Anträge und Wahlvorschläge zu den Punkten der Tagesordnung
berücksichtigt.

Bekanntmachung der Einladung

Die Einladung ist im elektronischen Bundesanzeiger vom 1. April 2005 veröffentlicht.

Walldorf, im März 2005

SAP Aktiengesellschaft

Systeme, Anwendungen, Produkte 
in der Datenverarbeitung

Der Vorstand
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